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5. Initiative für die Erteilung des Gemeindebürgerrechts
durch die Bezirksgemeinde

Nachdem das Bundesgericht am 9. Juli 2003 entschieden hatte,
dass Urnenabstimmungen über Einbürgerungen verfassungs-
widrig seien und Einbürgerungsentscheide als Verwaltungsakte
bezeichnete, erliess der Regierungsrat des Kantons Schwyz noch
im gleichen Jahr die bis heute in Kraft stehende Verordnung über
die vorläufige Regelung zur Erteilung des Gemeindebürgerrechts
(SRSZ 110.113). Damit es anlässlich der Gemeindeversammlung
zu einer Abstimmung über ein Einbürgerungsgesuch kommt,
muss ein begründeter Gegenantrag vorliegen; andernfalls gilt der
Antrag des Bezirksrates als angenommen. Seit der Neuregelung
wird das Einbürgerungsverfahren im Bezirk Einsiedeln in erster
Linie durch die zwei Einbürgerungskommissionen durchgeführt,
welche die Einbürgerungsgesuche prüfen und die Gesuchsteller
anhören. Die Einbürgerungskommissionen stellen dem Bezirks-
rat und dieser der Gemeindeversammlung Antrag.
Am 5. Juni 2012 hat der Regierungsrat beschlossen, das von
den Stimmberechtigten an der Abstimmung vom 27. November
2011 mit 29 384 Ja- gegen 12 818 Neinstimmen angenommene
kantonale Bürgerrechtsgesetz auf den 1. Januar 2013 in Kraft
zu setzen. Das neue Gesetz sieht in § 10 Abs. 2 vor, dass die
Einbürgerungsbehörde über die Erteilung des Gemeindebürger-
rechts entscheidet. Gemäss § 11 Abs. 1 kann der Entscheid durch
Beschluss der Gemeindeversammlung oder in der Gemeinde-
ordnung aber der Gemeindeversammlung übertragen werden.
Ein entsprechender Beschluss der Gemeindeversammlung ist
in einer Urnenabstimmung zu fällen. Mit Schreiben vom 24. April
2012 reichte Ueli Brügger, Grossmorgen 5, 8840 Einsiedeln ein
Initiativbegehren mit folgendem Wortlaut ein:

«Dem Stimmvolk von Einsiedeln sei ein Sachgeschäft vorzule-
gen, wonach auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bürger-
rechtsgesetzes vom 20. April 2012 die Erteilung des Gemein-
debürgerrechts der Bezirksgemeinde übertragen wird und den
Stimmberechtigten folgender Antrag gestellt wird:

1. Die Erteilung des Gemeindebürgerrechts wird der
Gemeindeversammlung übertragen.

2. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt.»

Ueli Brügger führte folgende Begründung an:

Ob die Einbürgerungsbehörde oder die Bezirksgemeinde über
die Erteilung des Gemeindebürgerrechts entscheide, habe eine
wichtige verfahrensrechtliche Bedeutung. Wenn die Bezirksge-
meinde zuständig sei, könne jeder Stimmberechtigte einen Ein-
bürgerungsentscheid beim Verwaltungsgericht anfechten. Wenn
der einzelne Stimmbürger schon die Möglichkeit habe, im Rah-
men der Publikation Einwände oder Bemerkungen anzubringen,
so müsse ihm auch die Möglichkeit eingeräumt werden, gegen
einen Einbürgerungsentscheid Beschwerde zu erheben. Nur so
könnten die Zielsetzungen des neuen Bürgerrechtsgesetzes er-
reicht werden.
Der Bezirksrat hat mit BRB Nr. 192 vom 16. Mai 2012 die Initia-
tive als zulässig erklärt und diesen Beschluss im Amtsblatt des
Kantons Schwyz publizieren lassen. In fast sämtlichen Gemein-
den des Kantons Schwyz wurden inzwischen Initiativen mit der
gleichen Zielsetzung eingereicht.

Neues Bürgerrechtsgesetz

Das neue kantonale Bürgerrechtsgesetz regelt neben den Vor-
aussetzungen für die Erteilung des Gemeindebürgerrechts auch
die Zuständigkeit und das Verfahren. Neu werden in allen Ge-
meinden Einbürgerungskommissionen geschaffen, die über die
Erteilung des Gemeindebürgerrechts entscheiden, wobei der
Entscheid – wie bereits erwähnt – der Gemeindeversammlung
übertragen werden kann. Einbürgerungsgesuche sind neu im
Amtsblatt und in ortsüblicher Weise zu publizieren und jedermann
kann zu Einbürgerungsgesuchen bei den Einbürgerungsbehör-
den Einwände oder Bemerkungen anbringen. Der neue Verfah-
rensablauf sieht vor, dass zuerst über das Gemeindebürgerrecht
entschieden wird, anschliessend folgen die eidgenössische Ein-
bürgerungsbewilligung und zuletzt die Erteilung des Kantons-
bürgerrechts. Dieses Verfahren ist einfacher und die Gemeinden
müssen nicht mehr ein Vorverfahren für die Einholung der eidge-
nössischen Bewilligung durchführen. Die Einbürgerungsvoraus-
setzungen werden durch das Gesetz und die vom Regierungsrat
am 5. Juni 2012 beschlossene Bürgerrechtsverordnung insge-
samt massiv verschärft: So müssen Gesuchsteller bei Einrei-
chung des Gesuches im Besitz der Niederlassungsbewilligung
sein. Sie müssen die letzten fünf Jahre vor der Einreichung des
Gesuches in der Gemeinde, in welcher sie das Gesuch einrei-
chen, gelebt haben, womit ein innerkantonaler «Einbürgerungs-
tourismus» künftig entfällt. Die Eignungskriterien wurden konkre-
tisiert: Gesuchsteller, welche nicht deutscher Muttersprache sind
oder nicht mindestens sieben Jahre in der Schweiz die Schule
besucht haben, müssen sich über ihre Deutschkenntnisse durch
das Bestehen einer Sprachprüfung nach anerkannten Normen
und mit genau definiertem Sprachniveau ausweisen. Die Kriterien
zu den geordneten finanziellen Verhältnissen und über den Besitz
eines tadellosen Leumunds wurden klar verschärft. Schliesslich
hat der Gesuchsteller eine Charta zu unterschreiben, in welcher
er sich zur demokratischen und rechtsstaatlichen Grundordnung
der Schweiz bekennt und verspricht, sich an die Gesetze zu hal-
ten und seine Bürgerpflichten zu erfüllen.

Die Argumente des Initianten
Das neue Bürgerrechtsgesetz erlaubt den Schwyzer Bezir-
ken und Gemeinden, Einbürgerungen weiterhin an der Be-
zirksgemeindeversammlung bzw. Gemeindeversammlung
zu behandeln (Bezirksgemeinde kann als letzte Instanz über
Einbürgerungsgesuche befinden). Dazu braucht es jedoch
eine kommunale Abstimmung. Aus diesem Grund wurde die
Einzelinitiative eingereicht.

Ob die Einbürgerungsbehörde oder die Bezirksgemeinde über
die Erteilung des Gemeindebürgerrechts entscheidet, hat eine
wichtige verfahrensrechtliche Bedeutung. Wenn die Bezirks-
gemeinde zuständig ist, kann jeder Stimmberechtigte einen
Einbürgerungsentscheid beim Verwaltungsgericht anfechten.
Wenn der einzelne Stimmbürger schon die Möglichkeit hat,
im Rahmen der Publikation Einwände oder Bemerkungen
anzubringen, so muss ihm auch die Möglichkeit eingeräumt
werden, gegen einen Einbürgerungsentscheid Beschwerde zu
erheben. Nur so können die Zielsetzungen des neuen Bürger-
rechtsgesetzes erreicht werden. Der Bürger soll gleich lange
Spiesse haben wie der Einbürgerungswillige (Rekurse – Zu-
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stimmung/Ablehnung). Ein Gesuchsteller kann gegen einen
negativen Entscheid rekurrieren. Entsprechend sollen auch
die Stimmbürger «Stopp» sagen dürfen, wenn sie berechtigte
Einwände zu einem Gesuch haben.

Erfolgt die Einbürgerung weiterhin an der Bezirksgemeinde-
versammlung, so sind u.a. auch die folgenden Vorteile zu er-
wähnen:
– Die Einbürgerung ist kein reiner Verwaltungsakt durch eine

Behörde, sondern erfordert den Gang an die Bezirksge-
meinde, was kein Problem darstellt für Personen, deren Ge-
such vom Bezirksrat unterstützt wird.

– Die interessierte Bevölkerung ist über die erfolgten Einbür-
gerungen informiert, Einbürgerungen werden nicht als reiner
Verwaltungsakt fernab von den Bürgerinnen und Bürgern
vollzogen.

– Es ist für Gesuchsteller, deren Gesuch durch eine Behörde
abgelehnt wird wesentlich einfacher, gegen diesen Ent-
scheid beim Verwaltungsgericht zu rekurrieren, als dies ge-
gen einen Entscheid der Bezirksgemeinde der Fall ist, sofern
der Gesuchsteller das Gesuch überhaupt aufrecht erhält und
mit negativem Antrag an die Versammlung gelangt. In der
Vergangenheit wurde in den meisten Fällen das Gesuch zu-
rückgezogen, wenn Einbürgerungskommission und Bezirks-
rat dieses ablehnten und mit einem negativen Antrag an die
Bezirksgemeinde hätten gelangen müssen.

– Personen, deren Einbürgerung an der Bezirksgemeinde
beantragt wird, lernen die demokratischen Abläufe und die
Bedeutung der Bezirksgemeinde kennen. Im Anschluss an
die Versammlung besteht die Möglichkeit für den gegensei-
tigen Austausch, wie dies bis anhin gepflegt und auch von
den eingebürgerten Personen geschätzt und benutzt wurde.

Ich bin der Überzeugung, dass die aufgezeigten Vorteile klar
überwiegen. Ich erachte es als falsch, wenn jemand die Einbür-
gerung erlangen kann ohne jemals an einer Bezirksgemeinde
teilgenommen zu haben. Unbestritten und unabhängig vom
Ausgang der Abstimmung wird weiterhin eine Kommission
bzw. eine Behörde jedes einzelne Einbürgerungsgesuch sach-
lich korrekt prüfen. Ich erachte den Gang vor die Bezirksge-
meinde als wichtigen Teil der Einbürgerung und Integration.
Die Einbürgerung soll kein reiner Verwaltungsakt durch eine
Behörde sein, welcher schliesslich vor das Verwaltungsge-
richt gezogen werden kann und den die Bürger nicht mehr
unmittelbar mitbekommen. Zudem gilt es darauf hinzuwei-
sen, dass gegen Entscheide der Einbürgerungsbehörde nur
Gesuchsteller rekurrieren können, da nur diese Partei sind
(und selbstverständlich wird dies nur gegen allfällige negative
Entscheide erfolgen). Bei der Bezirksgemeindeversammlung
ist dies offen, das heisst es kann sowohl gegen positive als
auch gegen allfällige negative Entscheide Beschwerde geführt
werden und zwar sowohl durch den Gesuchsteller als auch
durch Bürger. Die zusätzlichen Kosten durch die Behandlung
von Einbürgerungsgesuchen durch die Bezirksgemeinde im
Vergleich zur Behandlung durch eine Behörde (Erstellung Text
für Botschaft, zusätzliche Druckkosten durch Abdruck der be-
treffenden Traktanden) sind vernachlässigbar.

Ich empfehle Ihnen, diesem Sachgeschäft zuzustimmen.

Die Argumente des Bezirkrates für den Antrag auf
Ablehnung der Initiative
Der Bezirksrat befürwortet aus den nachfolgenden Gründen die
im neuen Bürgerrechtsgesetz vorgesehene Regelung, wonach
neu die Einbürgerungskommission (in Einsiedeln die beiden Ein-
bürgerungskommissionen) und nicht mehr die Bezirksgemein-
deversammlung für die Erteilung des Gemeindebürgerrechts
zuständig sein soll:
– Die Mitglieder der Einbürgerungskommissionen verfügen über

alle wichtigen Informationen, welche die Voraussetzungen bzw.
die Eignung der Gesuchsteller betreffen. Sie erhalten Einsicht
in alle erhobenen Persönlichkeitsdaten, Auskunftsberichte und
Registerauszüge, welche aus Gründen des Persönlichkeits-
und Datenschutzes nicht jedermann zugänglich gemacht wer-
den können.

– Aufgrund der persönlichen Anhörung und damit des direkten
Kontaktes mit den Gesuchstellern können sich die Mitglieder
der Kommission eine unmittelbare Meinung bilden und einen
korrekt begründeten Entscheid fällen. Gut begründete Ent-
scheide schützen vor Diskriminierung und Willkür.

– Die Kommissionen sind so zusammengesetzt, dass die ver-
schiedenen politischen und gesellschaftlichen Gruppierungen
berücksichtigt werden und die demokratische Legitimation
gewährleistet ist. Alle vier Ortsparteien sind in den beiden Ein-
bürgerungskommissionen, welche von je einem Bezirksrat prä-
sidiert werden, vertreten.

– Die intensive Auseinandersetzung mit Gesuchen führt mit der
Zeit zu einer konstanten und konsequenten Praxis und zu
grosser Erfahrung in der Behandlung der Gesuche und im Um-
gang mit den Gesuchstellern.

– Die Erfahrungen mit den seit 2003 bestehenden Einbürge-
rungskommissionen sind positiv. Die Voraussetzungen werden
gründlicher geprüft als dies zuvor der Fall war.

– Die Einführung der Publikation der Einbürgerungsgesuche ge-
währleistet neu eine gewisse Mitwirkung der Bevölkerung in
einem frühen Stadium des Einbürgerungsverfahrens.

– Seit der Einführung des neuen Verfahrens (Entscheid über die
Einbürgerungen an der Gemeindeversammlung statt an der
Urne) wurden von der Bezirksgemeindeversammlung 142 Ein-
bürgerungsgesuche mit 220 betroffenen Personen behandelt.
Zu keinem einzigen Gesuch wurde ein Gegenantrag gestellt,
womit es nie zu einer Abstimmung kam. Auch erfolgte nie ein
Antrag auf Durchführung einer geheimen Abstimmung, wie
sie aufgrund der Einführung der geheimen Abstimmungen an
Gemeindeversammlungen im Jahre 2008 möglich gewesen
wäre. Dagegen gelangten ca. 35% der Gesuche gar nicht an
die Gemeindeversammlung, weil sie vom Bezirksrat auf Antrag
der Einbürgerungskommissionen abgelehnt wurden und die
Gesuchsteller nicht auf der Überweisung an die Gemeindever-
sammlung bestanden. Dies zeigt, dass die Stimmbürgerinnen
und Stimmbürger mit der Erteilung der Einbürgerungsbewilli-
gung an der Gemeindeversammlung kaum ein echtes demo-
kratisches Recht wahrnehmen, sondern ohne Kenntnis der
genauen Grundlagen eher einen Verwaltungsakt «absegnen».

– Nachdem die Anträge des Bezirksrates immer genehmigt
wurden, ist davon auszugehen, dass auch in Zukunft an den
Gemeindeversammlungen kaum begründete Gegenanträge
erfolgen würden, welche Voraussetzung für eine Abstimmung
in der Gemeindeversammlung bilden. Damit würde es auch
in Zukunft nicht zu Entscheiden der Gemeindeversammlung
kommen, welche mit Beschwerde angefochten werden kön-
nen. Entscheide über die Ablehnung eines Gesuches könnten
sowohl vom Gesuchsteller wie auch von einem Stimmbürger
mit Beschwerde angefochten werden. Entscheide über die
Gutheissung eines Gesuches (Ablehnung eines Gegenantra-
ges) könnten ebenfalls von einem Stimmbürger angefochten
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werden. Damit könnte die Erteilung des Gemeindbürgerrechts
durch die Gemeindeversammlung durch einen Stimmbürger
gerichtlich angefochten werden. Dies würde nicht im Sinne der
von der Initiative angestrebten Stärkung der direkten Demo-
kratie liegen.

Empfehlung des Bezirkrates
Das neue Verfahren entspricht der Tatsache, dass der Einbür-
gerungsentscheid seit dem Bundesgerichtsentscheid von 2003
ein Verwaltungsakt und kein demokratischer Entscheid mehr
ist. Dies wird sich nicht ändern, hat doch das Schweizervolk im
Jahre 2008 die Volksinitiative für demokratische Einbürgerungen
mit grosser Mehrheit abgelehnt. Die Einbürgerungskommissio-
nen entscheiden in umfassender Kenntnis des Sachverhalts und
nach sorgfältiger Abklärung und eignen sich deshalb viel besser
als die Gemeindeversammlung, welche nur über unzureichende
Entscheidungsgrundlagen verfügen kann. Zudem führt das neue
Verfahren zu einer Entlastung der Gemeindeversammlung und
zu Kosteneinsparungen. Mit dem neuen Bürgerrechtsgesetz wird
auch ohne Entscheid der Bezirksgemeindeversammlung gewähr-
leistet, dass Gesuche umfassend und sorgfältig geprüft werden
und die Einbürgerungswilligen hohen Anforderungen in Bezug auf
die persönliche Eignung und Integration erfüllen müssen.

Antrag

Der Bezirksgemeinde wird beantragt (BRB 395/2012):

Die Bezirksgemeinde beschliesst in geheimer
Abstimmung:

1. Die Initiative für die Erteilung des Gemeindebürger-
rechts durch die Bezirksgemeinde wird abgelehnt.

2. Der Bezirksrat wird mit dem Vollzug beauftragt.
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